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Geschäftsstelle 

Die Endlager-Kommission wird in ihrem Endbericht die Bedingungen für eine dauerhafte Lage-
rung schwach, mittel und hoch radioaktiver Abfallstoffe an einem gemeinsamen Endlagerstand-
ort beschreiben. Darauf hat sich die Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe am 
Freitag in Berlin nach einer intensiven Diskussion über das Nationale Entsorgungsprogramm der 
Bundesregierung verständigt. Das Mitte August von der Bundesregierung beschlossene Programm 
sieht vor, am Standort eines Endlagers für hoch radioaktive Abfallstoffe auch einen Großteil der 
schwach oder mittel radioaktiven Abfälle zu deponieren. 
 
Die Kommission verständigte sich nun einmütig darauf, weiter in ihrem Abschlussbericht insbe-
sondere die Auswahlkriterien für einen Standort für hoch radioaktive Abfallstoffe darzustellen 
und den Bericht wie bislang vorgesehen Mitte kommenden Jahres Bundestag, Bundesrat und 
Bundesregierung zu übergeben. Allerdings will die Kommission nun in einem zusätzlichen Be-
richtskapitel darstellen, „ob und gegebenenfalls unter welchen Bedingungen … schwach und 
mittel radioaktive Abfälle an einem Standort mit den hoch radioaktiven Abfällen gelagert werden 
können“.  Dem Entsorgungsprogramm entsprechend will die Kommission für den Standort eine 
zusätzliche Endlagerung von Abfälle aus dem Atommülllager Asse, von Reststoffen aus der 
Urananreicherung und von Abfallstoffen prüfen, die das geplante Endlager Schacht Konrad nicht 
aufnehmen kann. Auch mit den Konsequenzen einer Lagerung unterschiedliche Abfallarten an 
einem Standort für die Beteiligung der Öffentlichkeit an der Standortsuche soll sich der Kommis-
sionsbericht befassen. 
 
Die Endlagerkommission sprach sich zudem für die gesetzliche Einführung eines generellen Ex-
portverbots für hoch radioaktive Abfälle aus. Mit klarer Mehrheit forderte sie die Bundesregie-
rung auf, „eine Neuregelung zu einem Exportverbot auch für bestrahlte Brennelemente aus For-
schungsreaktoren zu erarbeiten“. Dabei müsse die Neuregelung dem Verbot der Weitergabe von 
kernwaffenfähigem Material Rechnung tragen und Spitzenforschung weiter ermöglichen, forderte 
die Kommission. Ihre Empfehlung fußt auf einem Bericht der Bundesregierung, der keinen Be-
darf für Exporte hoch radioaktiver Abfallstoffe sieht. 
  
Die Kommission informierte sich in einer Anhörung von Experten aus Frankreich, Schweden, 
der Schweiz und Deutschland über Möglichkeiten, eingelagerte radioaktive Abfallstoffe aus ei-
nem Endlager zurückzuholen. Dabei wurden erörtert, ob Rückholbarkeit die Endlagersicherheit 
tangiert und ob sie kommenden Generationen Möglichkeiten eröffnet oder Lasten aufbürdet.   
 
Anfragen von Medienvertretern beantwortet: Jürgen Voges - Pressereferent - Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe, Tel: +49 30 227-31316, Mail: juergen.voges@bundestag.de  
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